
Keines der Argumente, auf die das Gericht erster Instanz seine
Entscheidung gestützt habe, sei ausreichend dafür, eine Aus-
nahme für Dokumente der Mitgliedstaaten vom Grundprinzip
zuzulassen, dass das Organ, in dessen Besitz sich ein Dokument
befinde, für die Beurteilung zuständig sei, ob es verbreitet wer-
den müsse. Damit verstoße die Entscheidung des Gerichts erster
Instanz gegen Gemeinschaftsrecht.
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Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am 21.
Februar 2005 eine Klage gegen den Rat der Europäischen Uni-
on beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften einge-
reicht. Bevollmächtigte der Klägerin sind Pieter Jan Kuijper und
Johan Enegren, Zustellungsanschrift in Luxemburg.

Die Klägerin beantragt,

1. den Beschluss 2004/833/GASP des Rates (1) für nichtig zu
erklären;

2. die Gemeinsame Aktion 2002/589/GASP des Rates (2), ins-
besondere Titel II, für rechtswidrig und somit unanwendbar
zu erklären.

Klagegründe und wesentliche Argumente–

Die Kommission beantragt gemäß Artikel 230 Absatz 2 EG
wegen Unzuständigkeit die Nichtigerklärung des Beschlusses
2004/833/GASP des Rates vom 2. Dezember 2004 zur Umset-
zung der Gemeinsamen Aktion 2002/589/GASP im Hinblick
auf einen Beitrag der Europäischen Union an die ECOWAS im
Rahmen des Moratoriums über leichte Waffen und Kleinwaffen.
Der Rat habe diesen Beschluss nach Titel V des Vertrages über
die Europäische Union erlassen, obwohl Artikel 11 Absatz 3
des Cotonou-Abkommens Maßnahmen u. a. gegen die Verbrei-
tung von leichten Waffen und Kleinwaffen erfasse. Außerdem
habe die Kommission nach Artikel 10 Absatz 2 des Anhangs
IV des Cotonou-Abkommens ein regionales Richtprogramm für
Westafrika mit der Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer
Staaten (ECOWAS) und der Westafrikanischen Wirtschafts- und
Währungsunion (WAEMU) vereinbart, das eine regionale Politik
der Konfliktprävention und verantwortungsvollen Staatsführung

unterstütze und insbesondere Unterstützung für das Morato-
rium über die Einfuhr, Ausfuhr und Produktion von leichten
Waffen in Westafrika ankündige. Somit verstoße der angefoch-
tene GASP-Beschluss gegen Artikel 47 EU, da er die Gemein-
schaftsbefugnisse im Bereich der Entwicklungshilfe beeinträch-
tigte.

Ferner beantragt die Kommission gemäß Artikel 241 EG auf
derselben Grundlage und aus denselben Gründen die Feststel-
lung der Rechtswidrigkeit der Gemeinsamen Aktion
2002/589/GASP des Rates vom 12. Juli 2002, und insbeson-
dere ihres Titels II. Die Gemeinsame Aktion 2002/589/GASP
sei ein Akt allgemeiner legislativer Natur, auf den der GASP-
Beschluss gestützt werde, dessen Nichtigerklärung wegen Unzu-
ständigkeit beantragt werde. Daher sei diese Gemeinsame
Aktion, insbesondere ihr Titel II, in der vorliegenden Rechtssa-
che für unanwendbar zu erklären.

(1) Beschluss 2004/833/GASP des Rates vom 2. Dezember 2004 zur
Umsetzung der Gemeinsamen Aktion 2002/589/GASP im Hinblick
auf einen Beitrag der Europäischen Union an die ECOWAS im Rah-
men des Moratoriums über leichte Waffen und Kleinwaffen (ABl. L
359 vom 4.12.2004, S. 65).

(2) Gemeinsame Aktion 2002/589/GASP des Rates vom 12. Juli 2002
betreffend den Beitrag der Europäischen Union zur Bekämpfung der
destabilisierenden Anhäufung und Verbreitung von Handfeuerwaf-
fen und leichten Waffen und zur Aufhebung der Gemeinsamen
Aktion 1999/34/GASP (ABl. L 191 vom 19.7.2002, S. 1).

Rechtsmittel der El Corte Inglés s.a. gegen das Urteil des
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
(Zweite Kammer) vom 13. Dezember 2004 in der Rechts-
sache T-8/03, El Corte Inglés gegen Harmonisierungsamt
für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle)
(HABM), eingelegt am 2. März 2005 (mit Fax vom 28. Fe-

bruar 2005)

(Rechtssache C-104/05 P)

(2005/C 115/20)

(Verfahrenssprache: Italienisch)

Die El Corte Inglés s.a. hat am 2. März 2005 beim Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften Rechtsmittel gegen das Urteil
des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
(Zweite Kammer) vom 13. Dezember 2004 in der Rechtssache
T 8/03, El Corte Inglés gegen Harmonisierungsamt für den Bin-
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM), beim
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften eingelegt. Pro-
zessbevollmächtigter der Rechtsmittelführerin ist Rechtsanwalt
J. L. Ricas Zurdo.
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